
Geistheiler, Naturheilpraktiker, Medita-
tionslehrer, Sektenguru – Max H. trägt
viele Etiketten. Aber Max H. aus Endin-
gen ist vor allem eines: Ein Mann, der
sich immer wieder an Frauen vergrif-
fen hat. Der 64-jährige Schweizer hatte
bereits früher zwei Frauen zum Teil
über mehrere Jahre zu sexuellen Hand-
lungen gezwungen. Der Wunderheiler
hatte die Frauen in seiner Meditations-
gruppe kennen gelernt, die 150 Anhän-
ger umfasste.

Nun hat die Staatsanwaltschaft
Brugg-Zurzach eine neue Anklage erho-
ben, wie sie am Montag mitgeteilt hat.
Max H. wird vorgeworfen, er habe drei
weitere Frauen regelmässig zu Oralsex
gezwungen. Die Frauen waren alle sei-
ne «Schülerinnen» und gehörten seiner
«Meditationsgruppe» an. Eine der drei
Betroffenen soll er zudem genötigt und
angestiftet haben, gegenüber der Straf-
untersuchungsbehörde falsche Aussa-

gen betreffend der ihm zur Last geleg-
ten Delikte zu machen.

Rückblick: Im Jahr 2009 wurde Max
H. im Kanton Solothurn wegen sexuel-
ler Handlungen mit Mädchen und Nöti-
gung zu 27 Monaten Haft verurteilt,
sechs davon unbedingt. Diese sass er
ab. Im November 2012 sorgte er wieder
für Schlagzeilen. Als er von einer mil-
deren Strafe profitierte, zügelte «Meis-
ter Soeido», wie er sich nannte, nach
Endingen, wo man ihn nicht kannte –
und empfing dort prompt wieder Da-
men in seiner «Meditationsgruppe».

In Endingen bekannt
Max H. wurde rückfällig. Er leistete
sich weitere Vergehen, obwohl das
Urteil ihm verboten hatte, Sektenmit-
glieder anzuwerben. Seither sitzt Max
H. in Untersuchungshaft und wartet
auf den Prozess. Auch dieses Mal geht
es um mehrfache sexuelle Nötigung
und mehrfache Ausnützung einer
Notlage.

Nachdem kurz nach der Anklageer-
hebung eine weitere Frau gegen den
Beschuldigten Anzeige erstattet hatte,
sistierte das Bezirksgericht Zurzach auf
Antrag der Staatsanwaltschaft das Ver-
fahren bis zum Abschluss der neu eröff-
neten Strafuntersuchung. Insgesamt
wirft die Staatsanwaltschaft dem Be-
schuldigten strafbare sexuelle Handlun-
gen zum Nachteil von fünf Frauen vor.

In der Gemeinde Endingen wusste
man vom Zuzug des Straftäters und des-
sen Vergangenheit. Von der Nachbar-
schaft sei er bis zur Verhaftung im No-
vember 2012 nur sehr vage wahrgenom-
men worden. «Grüezi» sei das einzige
Wort gewesen, das er mit Max. H. in
den Jahren seit seinem Einzug ins Einfa-
milienhaus habe wechseln können, sag-
te ein Anwohner damals. An den Wo-
chenenden sei vor dem Haus des Sek-
tengurus jeweils viel Betrieb gewesen,
mit Leuten, die «sehr sonderbar daher-
kamen». Max H. drohen mit der neuen
Anklage bis zehn Jahre Gefängnis.

Endingen Sektenguru Max H. im Visier der Staatsanwaltschaft

VON SILVAN HARTMANN

Noch mehr Frauen
missbraucht?

Wie weiter nach dem Nein des Volkes
zur 17-Millionen-Sparpaket-Vorlage? Ei-
ne Umfrage der az bei den Parteien hat
gezeigt, dass sich im Grossen Rat am
ehesten eine Mehrheit für Sparen bei
der kantonalen Verwaltung finden
könnte. Für neue Einnahmen zeigen
die Bürgerlichen kein Musikgehör.

Jetzt will SVP-Präsident und Grossrat
Thomas Burgherr mit einer Interpellati-
on, die er heute einreicht, den Druck
auf die Regierung weiter erhöhen. Er
verlangt mit 12 Fragen detailliertest
Auskunft über die bisherige Entwick-
lung. So will er wissen, wie sich die An-
zahl Angestellte des Kantons und der
Gemeinden in den letzten acht Jahren
entwickelt hat, aufgeteilt nach Departe-
menten und Politikbereichen.

Schliesslich will er wissen, wie sich
die Kosten für das Staatspersonal, und
besonders auch auf den Kaderpositio-
nen entwickelt haben. Weiter, in wel-
chem Verhältnis diese Entwicklungen
zum Bruttoinlandsprodukt des Kantons
Aargaus und zu den entsprechenden
Löhnen in der Privatwirtschaft stehen?

Das ist aber noch lange nicht alles.
Burgherr will auch wissen, wie viele

Akademiker auf der kantonalen Lohn-
liste stehen, und in welchem Verhältnis
die Sozial- und Zusatzleistungen des
Staatspersonals zur Privatwirtschaft
stehen? Wie viele Prozente der neu ge-
schaffenen Stellen im Aargau (insge-
samt) in den letzten acht Jahren entfal-
len auf Staatsstellen und staatsnahe
Institutionen?

Sparen  SVP-Präsident Tho-
mas Burgherr will das mögli-
che Sparpotenzial in der Ver-
waltung ausloten. Und er ver-
langt einen Inländervorrang.

SVP erhöht Druck auf Regierung

VON MATHIAS KÜNG

Zuerst verlangte SP-Nationalrat Max
Chopard vom Eidgenössischen Nukle-
arsicherheitsinspektorat (Ensi) Aus-
kunft, wie gefährlich die Rostschäden
an der Reaktorhülle des AKWs Beznau
sind (az vom 10. März). Die Atomauf-
sicht vertröstete ihn: Die Ergebnisse
der Messungen von 2012 würden im
kommenden Jahr veröffentlicht, dies
im Rahmen der «Stellungnahme zur pe-
riodischen Sicherheitsüberprüfung».

Inzwischen hat sich auch die deut-
sche Politik der Rostschäden am AKW
Beznau angenommen. Rita Schwarze-
lühr-Sutter, Bundestagsabgeordnete der
SPD und Umweltstaatssekretärin, ver-
langt laut dem «Südkurier» vom Bun-
desumweltministerium eine Einschät-
zung der Situation. Schwarzelühr-Sutter
sagt: «Die fortschreitende Korrosion am

Containment des weltweit dienstältes-
ten Atomkraftwerks sind besorgniserre-
gend.» Laut der SPD-Vertreterin stelle
sich die Frage, ob die Reaktorhülle ihre
Funktion noch erfüllen könne. Für die
Umweltpolitikerin ist klar: Das Thema
muss auch auf die Tagesordnung der
deutsch-schweizerischen Kommission
für die Sicherheit kerntechnischer Ein-
richtungen gesetzt werden.

Publikation definitiv erst 2016
Doch auch Schwarzelühr-Sutter wird

sich gedulden müssen. Zwar heisst es
im aktuellen Newsletter der Atomauf-
sicht, die Messungen von 2012 würden
die bisherigen Modellrechnungen zum
Zustand des Containments bestätigen.
Im Klartext heisst dies: Die Resultate
der Messungen liegen dem Ensi vor. Sie

werden aber definitiv erst 2016 publi-
ziert, wie Mediensprecher Anton Treier
erklärt. «Nach Abschluss der laufenden
Arbeiten inklusive der Verarbeitung der
früheren und diesjährigen Messungen
werden wir voraussichtlich nächstes
Jahr unsere Stellungnahme gesamthaft
veröffentlichen und dann auch detail-
liert zum Zustand des KKB-Contain-
ments Stellung nehmen.»

Dies gilt nicht nur für die Schweiz,
sondern auch für Deutschland. Bei der
Erarbeitung der Stellungnahme handle
es sich um ein laufendes Verfahren, wie
Ensi-Sprecher Treier sagt. «Die Warte-
frist gilt dabei für alle. Auch falls ein
Antrag auf Einsicht – egal, ob aus
Deutschland oder aus der Schweiz –
eingereicht würde, gilt es aus diesem
Grund zuzuwarten.» (FH)

Atomaufsicht lässt auch Deutsche warten
Rostschäden am AKW Beznau

MICHAEL HUNZIKER
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ie Aargauische Industrie- und
Handelskammer, der Aargaui-
sche Gewerbeverband, der

Hauseigentümerverband Aargau und
die Aargauische Stiftung für Freiheit
und Verantwortung in Politik und
Wirtschaft fordern eine Sanierung des
Staatshaushalts durch Einsparungen.
«In der Zentralverwaltung sollen 300
Stellen abgebaut werden, nachdem
in den letzten Jahren über 800 neue
Stellen geschaffen wurden», schrei-
ben die Verbände. Hauptverursacher
dieses Wachstums seien der Justiz-
apparat, die soziale Wohlfahrt, das
Bildungs- und Gesundheitswesen.

D Massnahmen, die zu zusätzlichen Ein-
nahmen für den Kanton führen, leh-
nen die Verbände strikte ab. Damit
könne das strukturelle Defizit nicht
reduziert werden. Stattdessen soll
laut den Wirtschaftsverbänden die
Staatsquote, also der Anteil der kan-
tonalen Ausgaben an der wirtschaft-
lichen Gesamtleistung, gesenkt wer-
den. «Die Staatsquote ist von 10,4
Prozent bis 2019 auf 9,6 Prozent zu
reduzieren», fordern sie. In den letz-
ten Jahren seien die Staatsausgaben
jährlich um 4 Prozent gestiegen –
mehr als doppelt so stark wie die
Wirtschaft mit knapp 2 Prozent. (FH)

Kanton soll 300 Stellen streichen
WIRTSCHAFTSVERBÄNDE

ebenso ein durchgehender Halb-
stundentakt Lenzburg–Brugg(–Ba-
den). Dazu ein durchgehender
Halbstundentakt Aarau–Turgi und
auf der S-Bahn-Linie 3 ein Halbstun-
dentakt. Die Limmattalbahn soll bis
Killwangen-Spreitenbach in Betrieb
sein. Zusätzlich Taktverdichtungen
der Regionalbuslinien Region Ba-
den und Brugg.

Bis 2040 folgende Projekte reali-
siert: Step 2030 im Bahnfernver-

kehr: der 4-Spur-Ausbau Ruppers-
wil–Zürich Altstetten. Im Fernver-
kehr sollen neue Züge Zürich–Ba-
den–Brugg–Aarau–Olten im Viertel-
stundentakt bedienen. Weiter ein
durchgehender Viertelstundentakt
Waldshut/Bad Zurzach–Koblenz–Ba-
den, mit Verlängerung im Halbstun-
dentakt nach Dietikon und Zürich.
Dazu bei den Regionalbuslinien Re-
gion Baden und Brugg weitere Takt-
verdichtungen.

Verkehr zieht mit
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